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Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts
§§ 2, 3, 5, 6, 8, 9 der АО über die Zulässigkeit, Vergütung 
und Kontrolle von zusätzlicher Arbeit bei der Vorbereitung 
und Durchführung von Baumaßnahmen vom 25. August 
1975 (GBl. I Nr. 35 S. 632); § 13 Abs. 3 der Kassenordnung 
des Staatshaushaltes vom 1. Juli 1974 (GBl. I Nr. 36 
S. 341).
Zur Pflicht der örtlichen Räte, Aufträge zur Leistung zu­
sätzlicher Arbeit an Bürger gründlich vorzubereiten, mit 
ihnen exakt zu vereinbaren sowie die durchgeführten Lei­
stungen und die dafür gezahlten Vergütungen kontroll- 
fähig zu erfassen und auszuweisen.
Protest des Staatsanwalts der Stadt Erfurt vom 25. Sep­
tember 1979 - 111 - 1077 - 78.

In dem Strafverfahren gegen den Brigadeleiter H.,. seinen 
Stellvertreter Ha. und den ehemaligen Mitarbeiter beim 
Rat des Stadtbezirks E. wegen Betrugs zum Nachteil so­
zialistischen Eigentums wurde als begünstigende Bedin­
gung der Straftaten festgestellt, daß der örtliche Rat als 
Auftraggeber von der Brigade Baumaßnahmen in zusätz­
licher Arbeit durchführen ließ, ohne Art, Umfang und 
Zeitaufwand zu vereinbaren, die erforderlichen Baumate­
rialien zur Verfügung zu stellen, die Arbeiten anzuleiten, 
zu kontrollieren und die Abrechnung der Leistungen 
gründlich zu prüfen. Es entstand ein Schaden in Höhe von 
146 558 M.

Gemäß §31 Abs. 1 StAG legte der Staatsanwalt der 
Stadt beim Rat des Stadtbezirks Protest ein.

Arts der Begründung:
Zu den Rechtsvorschriften, die einen großen Einfluß auf 
die weitere Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen, insbesondere im Wohnbereich, und auf die Förde­
rung der Bürgerinitiative haben, gehört die АО über die 
Zulässigkeit, Vergütung und Kontrolle von zusätzlicher 
Arbeit bei der Vorbereitung und Durchführung von Bau­
maßnahmen vom 25. August 1975 (GBl. I Nr. 35 S. 632). 
Viele Werktätige leisten auf der Grundlage dieser gesetz­
lichen Bestimmung über die Erfüllung ihrer Aufgaben im 
Betrieb hinaus unter der Anleitung der staatlichen Organe, 
Betriebe und Einrichtungen einen weiteren persönlichen 
Beitrag zur Gestaltung des sozialistischen Lebens in den 
Städten und Gemeinden. Diese Aktivitäten genießen hohe 
gesellschaftliche Wertschätzung. Jede Verletzung der АО 
vom 25. August 1975 kann sich hemmend auf die Verwirk­
lichung ihres Anliegens auswirken und die Begehung von 
Straftaten begünstigen.

In der Vereinbarung über den Bau und den Ausbau 
des Objektes M., die der Rat mit H. abschloß, wurde fest­
gelegt, daß die Vergütung für die Leistungen der Brigade­
mitglieder auf der Grundlage der Stundenverrechnungs- 
sätze, der Nachweisführung über geleistete Stunden und 
der Namen der Beteiligten mit Unterschriftsleistung der 
Endempfänger erfolgt.

Entgegen § 5 Abs. 1 der АО vom 25. August 1975 wur­
den Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen und 
der dafür erforderliche Zeitaufwand nicht vereinbart. Das 
führte dazu, daß H. den Um- und Ausbau überwiegend 
nach eigenem Ermessen durchführte und dem Rat einen 
Arbeitszeitaufwand in Rechnung stellte, der in keinem 
Verhältnis zu den erbrachten Leistungen stand. Ebenso 
wurde es H. unter Verletzung der §§ 3 und 5 Abs. 2 der 
АО überlassen, das Baumaterial zu besorgen, und ihm 
die Befugnis eingeräumt bzw. es stillschweigend geduldet, 
daß er die benötigten Produktionsmittel selbst beschafft.

Diese Verletzung gesetzlicher Bestimmungen durch den 
Rat nutzte H. im Zusammenwirken mit Ha. zur persön­
lichen Bereicherung aus und führte zur Begehung weite­
rer Straftaten. Zum einen erwarben sie einen Teil des er­
forderlichen Baumaterials im Einzelhandel zu Lasten des

Bevölkerungskontingents. Zum anderen veranlaßten sie an­
dere Werktätige, Baumaterial in ihren Betrieben zu ent­
wenden sowie Transportmittel ihrer Betriebe ohne Geneh­
migung zu nutzen und H. zur Verfügung zu stellen. Die 
Betreffenden wurden dafür durch H. und Ha. „entschä­
digt“. Sie erhielten z. B. für Lkw-Fahrten nach E. bis zu 
400 M. Diese „Auslagen“ verrechnete H. mit weiterem 
Gewinn für sich u. а über fingierte Arbeitsstunden und 
Bauleistungen gegenüber dem Rat

Durch diese Manipulationen verbuchte der Rat Mate­
rialkosten in Höhe von 91 882,90 M, obwohl nach den Gut­
achten des Sachverständigen nur ein tatsächlicher Material­
verbrauch von insgesamt 30 380 M vorliegt.

Soweit H. und Ha. Material aus dem Bevölkerungs­
kontingent zur Verwendung im Objekt M. erwarben und 
gegenüber dem Rat abrechneten, verstießen die verant­
wortlichen Mitarbeiter des Rates gegen die Kassenordnung 
des Staatshaushaltes vom l.Juli 1974 (GBl. I Nr. 36 S. 341). 
Nach § 13 Abs. 3 dieser Ordnung hat der Leiter des staat­
lichen Organs oder der von ihm Beauftragte zu sichern, 
daß die Lieferungen und Leistungen ordnungsgemäß über­
wacht und abgenommen werden und dabei insbesondere 
festgestellt wird, ob sie dem Auftrag entsprechend quali- 
täts-, Sortiments-, preis- und termingerecht ausgeführt wur­
den oder Reklamationen erforderlich sind. Diese Rechts­
pflicht wurde überwiegend nicht erfüllt So wurden in 
mindestens 19 Fällen „Quittungen“ über Materialeinkäufe 
in Höhe von insgesamt 11 741 41 M von H. durch die ver­
antwortlichen Mitarbeiter des Rates entgegengenommen 
und zur Zahlung angewiesen, auf denen der Aussteller 
nicht erkennbar war und die keine Aussage über Menge, 
Gewicht etc. beinhalteten. In keinem Fall erfolgte eine 
Prüfung des tatsächlichen Materialeingangs und der Ver­
wendung im Objekt.

Diese und weitere Verletzungen der Kassenordnung 
(wird ausgeführt) ermöglichten es H. und Ha. im Zusam­
menwirken mit E., der die sachliche Richtigkeit der Zah­
lungen wider besseres Wissen bescheinigte, nicht erbrachte 
Bauleistungen und Arbeitsstunden und nicht existierende 
Brigademitglieder mit Arbeitsstunden abzurechnen und 
sich dadurch persönlich zu bereichern.

Zu dem erheblichen materiellen Schaden hat weiterhin 
die Verletzung der §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 2 der Anordnung vom 
25. August 1975 beigetragen. Entgegen diesen Bestimmun­
gen wurde die Vergütung ohne vorherige Abnahme der 
Arbeiten durch den Auftraggeber und auch nicht von ihm 
direkt an die einzelnen Brigademitglieder ausgezahlt. Die 
Auszahlung erfolgte grundsätzlich an H. oder E. Vom Rat 
wurde es rechtswidrig unterlassen, die Mitglieder der Bri­
gade namentlich zu erfassen und die von jedem einzelnen 
geleisteten Stunden sowie die dafür gezahlten Vergütungen 
kontrollfähig auszuweisen.

Bei strikter Einhaltung der §§ 8, 9 der АО hätte die 
Manipulierung mit Strohmännern wie auch eine doppelte 
Abrechnung von Arbeitsstunden von Brigademitgliedern 
zu Lasten mehrerer Objekte für dieselben Arbeitstage 
festgestellt und verhindert werden können. Die unterlas­
sene Abnahme der abgerechneten Leistungen ermöglichte 
gleichzeitig eine nicht qualitätsgerechte Ausführung der 
Arbeiten (wird ausgeführt). Das sind zugleich Auswirkun­
gen der unterlassenen Einsetzung eines Bauleiters. Obwohl 
§ 6 Abs. 1 und 2 der АО vom 25. August 1975 dem Auf­
traggeber die Rechtspflicht zur Einhaltung der Bestimmun­
gen des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes aufer­
legt und den Einsatz eines Bauleiters fordert, wenn die 
Durchführung zusätzlicher Arbeit besondere Fachkennt­
nisse voraussetzt, wurde diese Pflicht während der gesam­
ten Bauzeit am Objekt M. negiert.

Schließlich stellt die für den erfolgten Um- und Aus-


